
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 08 | 2016

Daten für den Monat  
September 2016

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 12.9.2016
• ESt, KSt = 12.9.2016

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.9.2016
• ESt, KSt = 15.9.2016

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 9/2016 = 28.9.2016

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

6/15 11/15 2/16 6/16
+ 0,3 % + 0,4 %   0,0 % + 0,3 %

reicht. Wer in einer Großstadt keine Ver-
kehrsmittel benutzen muss und zu Fuß 
zur Arbeit gehen kann, für den entfällt 
der Stress, der von der Notwendigkeit 
des pünktlichen Erscheinens ausgeht, 
so das Finanzgericht.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 24.2.2016, Az. 3 K 
3502/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 186286; 
BFH-Beschluss vom 2.2.2000, Az. X B 80/99

Für Arbeitnehmer

Umzugskosten trotz Zeitersparnis unter einer Stunde 
als Werbungskosten anerkannt 

| Die Erreichbarkeit der Tätigkeitsstätte ohne Verkehrsmittel kann nach Ansicht des 
Finanzgerichts Köln zu einer beruflichen Veranlassung eines Umzugs führen. Somit 
erkannte es die Aufwendungen für den Umzug im Streitfall als Werbungskosten an. |

Zum Hintergrund: Umzugskosten sind 
nur abzugsfähig, wenn der Wohnungs-
wechsel beruflich veranlasst ist. Nach 
Ansicht der Verwaltung ist dies z. B. der 
Fall, wenn

 • sich die Entfernung zwischen Woh-
nung und Tätigkeitsstätte erheblich 
(d. h. täglich um mindestens eine 
Stunde) verkürzt,

 • der Umzug im überwiegenden be-
trieblichen Interesse des Arbeitge-
bers durchgeführt wird (z. B. beim 
Einzug in eine Dienstwohnung),

 • der Umzug wegen der erstmaligen 
Aufnahme einer beruflichen Tätig-
keit, eines Arbeitsplatzwechsels 
oder einer Versetzung erfolgt.

Im Streitfall verwehrte das Finanzamt 
den Abzug der Umzugskosten, da sich 
die Fahrzeit nicht um mindestens eine 
Stunde verkürzt habe. Nach Ansicht der 

Steuerpflichtigen (Lehrerin) war der 
Umzug jedenfalls deshalb beruflich 
veranlasst, weil sie ihren Arbeitsplatz 
(Berufskolleg) nunmehr zu Fuß errei-
chen kann. Zudem würde die Wegezeit-
verkürzung von einer Stunde insbeson-
dere durch die entfallenden Wartezei-
ten für die Straßenbahn erreicht.

Wesentliche Verbesserung  
der Arbeitsbedingungen

Das Finanzgericht Köln war der Über-
zeugung, dass die Tätigkeit am Berufs-
kolleg für den Umzug entscheidend war. 
Zwar hatte es Zweifel, ob die erforderli-
che Zeitersparnis erreicht wurde. Es be-
rief sich aber auf einen Beschluss des 
Bundesfinanzhofs, wonach die Erreich-
barkeit der Arbeitsstätte ohne Verkehrs-
mittel zu einer solch wesentlichen sons-
tigen Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen führen kann, dass selbst eine 
Ersparnis von weniger als einer Stunde 
für eine berufliche Veranlassung aus-
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Für Arbeitgeber

Sonderzahlungen auf gesetzlichen Mindestlohn 
grundsätzlich anrechenbar 

| Das Bundesarbeitsgericht hat sich zum ersten Mal mit dem am 1.1.2015 in 
Kraft getretenen Mindestlohngesetz beschäftigt und entschieden, dass Arbeitge-
ber Sonderzahlungen (z. B. Urlaubs- und Weihnachtsgeld) unter gewissen Vor-
aussetzungen auf den Mindestlohn anrechnen dürfen. |

◼◼ Sachverhalt

Der arbeitsvertraglich vereinbarte 
Stundenlohn lag unter 8,50 EUR brutto 
pro Stunde. Zudem sah der Arbeits-
vertrag zweimal jährlich einen halben 
Monatslohn als Sonderzahlung vor. 
Diese war nur abhängig von der Be-
schäftigung im jeweiligen Jahr. Kurz 
vor Inkrafttreten des Mindestlohnge-
setzes wurden die Modalitäten geän-
dert. So hatte der Arbeitgeber mit 
dem Betriebsrat vereinbart, die Son-
derzahlungen auf alle zwölf Monate zu 
verteilen, d. h. jeden Monat ein Zwölf-
tel auszuzahlen. Mit dieser anteiligen 
Sonderzahlung ergab sich ein Stun-
denlohn von mehr als 8,50 EUR. Dane-
ben waren Überstunden-, Sonn- und 
Feiertags- sowie Nachtzuschläge vor-
gesehen, die der Arbeitgeber jedoch 
weiterhin auf der Grundlage des ver-
einbarten Stundenlohns von weniger 
als 8,50 EUR berechnete. 

Dagegen klagte eine Arbeitnehmerin. 
Sie war nämlich der Auffassung, dass 
ihr die Sonderzahlungen zusätzlich 
zum Stundenlohn von 8,50 EUR zuste-
hen würden. Darüber hinaus seien die 
8,50 EUR auch für die Berechnung der 
Zuschläge zugrunde zu legen. Dieser 
Ansicht folgte das Landesarbeitsge-
richt Berlin-Brandenburg allerdings 
nur hinsichtlich der Nachtarbeitszu-
schläge – und zwar zu Recht, wie das 
Bundesarbeitsgericht entschied.

Nach der Entscheidung des Bundesar-
beitsgerichts erfüllt der Arbeitgeber 
den Lohnanspruch seines Arbeitneh-
mers durch die im arbeitsvertraglichen 
Austauschverhältnis als Gegenleistung 

für Arbeit erbrachten Entgeltzahlun-
gen, soweit diese dem Arbeitnehmer 
endgültig verbleiben. Den im Streitfall 
vorbehaltlos und unwiderruflich in je-
dem Kalendermonat zu 1/12 geleiste-
ten Jahressonderzahlungen kommt 
Erfüllungswirkung zu. 

Diese Erfüllungswirkung fehlt lediglich 
solchen Zahlungen, die der Arbeitge-
ber ohne Rücksicht auf die tatsächli-
che Arbeitsleistung seines Arbeitneh-
mers erbringt oder die auf einer be-
sonderen gesetzlichen Zweckbestim-
mung (beispielsweise bei der Nachtar-
beit) beruhen.

PRAXISHINWEIS | Sonderzahlungen 
können somit – unter Voraussetzun-
gen – auf den gesetzlichen Mindest-
lohn angerechnet werden. Dabei 
kommt es vor allem auf die Vereinba-
rungen an. Entscheidend für eine An-
rechnung ist, dass die Zahlungen als 
Gegenleistung für die erbrachte Ar-
beitsleistung erfolgen.

Weiterführender Hinweis

Der gesetzliche Mindestlohn soll zum 
1.1.2017 um 34 Cent auf dann 8,84 EUR 
pro Stunde steigen. Das hat die Min-
destlohn-Kommission der Bundesre-
gierung vorgeschlagen.

Quelle | BAG, Urteil vom 25.5.2016, Az. 5 AZR 
135/16; BAG PM Nr. 24/16 vom 25.5.2016; Mittei-
lung der Bundesregierung vom 28.6.2016: „ Min-
destlohn soll auf 8,84 EUR steigen“

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre mit Steuertipps für Existenzgründer 
| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre mit Steuer-
tipps für Existenzgründer aktualisiert (Stand Juni 2016). Neben wichtigen steuerli-
chen Aspekten bei der Existenzgründung enthält die rund 70-seitige Broschüre 
darüber hinaus auch Informationen zum Gründungszuschuss und zeigt, wie eine 
ordnungsgemäße (umsatzsteuerliche) Rechnung aussehen muss. Die Broschüre 
kann unter www.iww.de/sl1903 heruntergeladen werden. |

Für Unternehmer

Herabsetzung des  
Gewerbesteuer-Mess-
betrags: Gemeinde hat 
keine Klagebefugnis  

| Gemeinden können nicht gegen die 
Herabsetzung des Gewerbesteuer-
Messbetrags eines im Gemeindegebiet 
ansässigen Unternehmens klagen. 
Dies gilt nach einem Urteil des Finanz-
gerichts Köln auch dann, wenn die Än-
derung dazu führt, dass die Gemeinde 
Gewerbesteuer in Millionenhöhe erstat-
ten muss und dadurch ihre finanzielle 
Handlungsfähigkeit gefährdet wird. |

PRAXISHINWEIS | Diese Entschei-
dung sorgt für Rechtssicherheit. Denn 
bestünde ein generelles Klagerecht, 
müssten Steuerpflichtige immer damit 
rechnen, dass von ihnen akzeptierte 
Steuermessbescheide ggf. doch keinen 
Bestand haben werden. Gleichwohl gibt 
es im Schrifttum kritische Stimmen. Da 
gegen das Urteil Nichtzulassungsbe-
schwerde eingelegt worden ist, hat der 
Bundesfinanzhof nun Gelegenheit, die 
Rechtsfrage abschließend zu klären.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 14.1.2016, Az. 13 K 
1398/13, NZB BFH Az. IV B 8/16, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 186673

Für Unternehmer

Betriebsveranstaltung: 
110 EUR-Freibetrag gilt 
nicht für die Umsatzsteuer 

| Seit 2015 gilt für bis zu zwei Betriebs-
veranstaltungen im Jahr ein Freibetrag 
von je 110 EUR pro Arbeitnehmer. Die 
Aufteilung in einen steuerpflichtigen 
und einen -freien Teil gilt aber nicht für 
Umsatzsteuerzwecke. Das Bundes-
finanzministerium hat jüngst bestätigt, 
dass umsatzsteuerlich nach wie vor die 
110 EUR-Freigrenze maßgebend ist. |

Wird die Freigrenze überschritten, ist 
von einer überwiegend durch den priva-
ten Bedarf des Arbeitnehmers veran-
lassten unentgeltlichen Zuwendung 
auszugehen. Damit kann die Betriebs-
veranstaltung umsatzsteuerrechtlich 
grundsätzlich nur ganz oder gar nicht 
unternehmerisch veranlasst sein.

Quelle | BMF, Schreiben vom 19.4.2016, Az. III 
C 2 - S 7109/15/10001
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Für Unternehmer

Abzugsbeschränkung für 
Verluste aus betrieblichen 
Termingeschäften  
verfassungsgemäß

| Der Bundesfinanzhof hält die gesetz-
liche Ausgleichs- und Abzugsbeschrän-
kung für Verluste aus betrieblichen 
Termingeschäften für verfassungsge-
mäß. Dies gilt zumindest in den Fällen, 
in denen es nicht zu einer Definitivbe-
lastung kommt. |

Hintergrund: Verluste aus betrieblichen 
Termingeschäften dürfen weder mit an-
deren Einkünften aus Gewerbebetrieb 
noch mit Einkünften aus anderen Ein-
kunftsarten verrechnet werden. Sie min-
dern jedoch die Gewinne, die der Steuer-
pflichtige in dem unmittelbar vorange-
gangenen und in den folgenden Wirt-
schaftsjahren aus betrieblichen Termin-
geschäften erzielt hat oder erzielt. 

◼◼ Sachverhalt

Eine Personengesellschaft, die in ers-
ter Linie Grundstücke verpachtete, 
hatte liquide Mittel in Zins-Währungs-
Swaps investiert und daraus Verluste 
erzielt. Das Finanzamt behandelte 
diese als Verluste aus Termingeschäf-
ten und lehnte eine Verrechnung mit 
den im Übrigen erzielten Gewinnen ab 
– und zwar zu Recht, wie der Bundes-
finanzhof befand.

Verfassungsrechtlich ist es nicht erfor-
derlich, dass sich ein Verlust steuerlich 
schon im Veranlagungsjahr seiner Ent-
stehung auswirken muss. Auch die 
Schlechterstellung betrieblicher Ver-
luste aus Termingeschäften gegenüber 
sonstigen betrieblichen Verlusten ist 
gerechtfertigt. Denn bei den Terminge-
schäften handelt es sich um hochspe-
kulative und damit besonders risikoge-
neigte Geschäfte, sodass Verluste bei 
solchen Geschäften deutlich wahr-
scheinlicher sind als bei sonstigen be-
trieblichen Tätigkeiten. 

Beachten Sie | Der Bundesfinanzhof 
musste indes nicht entscheiden, ob die 
Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung 
verfassungswidrig sein könnte, wenn 
eine Verlustnutzung in späteren Jahren 
nicht mehr möglich ist.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.4.2016, Az. IV R 
20/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 186873

Für Unternehmer

Nutzungsausfallentschädigung für bewegliches 
Betriebsvermögen ist Betriebseinnahme 

| Erhält der Steuerpflichtige eine Nutzungsausfallentschädigung für ein Wirt-
schaftsgut des Betriebsvermögens, handelt es sich selbst dann in vollem Umfang 
um eine Betriebseinnahme, wenn das Wirtschaftsgut auch teilweise privat genutzt 
wird. Dies hat aktuell der Bundesfinanzhof entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger ermittelte seine 
gewerblichen Einkünfte durch Ein-
nahmen-Überschussrechnung. Zum 
Betriebsvermögen gehörte ein Fahr-
zeug, das er auch privat nutzte. We-
gen eines Unfalls erhielt er von der 
Versicherung des Unfallverursachers 
eine Entschädigung für den Nut-
zungsausfall. Das Finanzamt behan-
delte diese uneingeschränkt als Be-
triebseinnahme. 

Der Steuerpflichtige machte demge-
genüber geltend, dass sich der Unfall 
auf einer Privatfahrt ereignet habe. Er 
habe zudem kein Ersatzfahrzeug an-
gemietet, stattdessen Urlaub genom-
men und so keine Betriebsausgaben 
für den Nutzungsausfall entstehen 
lassen. Diese Argumentation über-
zeugte jedoch weder das Finanzge-
richt Niedersachsen noch den Bun-
desfinanzhof.

Auch wenn bewegliche Wirtschaftsgü-
ter gemischt genutzt werden, sind diese 
(ungeteilt) entweder Betriebs- oder Pri-
vatvermögen. Vereinnahmt der Steuer-
pflichtige im Zusammenhang mit Schä-
den am Wirtschaftsgut Ersatzleistun-
gen, richtet sich die steuerliche Beurtei-
lung nach der Zuordnung des Wirt-
schaftsguts. Das gilt nach Ansicht des 

Bundesfinanzhofs unabhängig davon, 
bei welcher Gelegenheit der Schaden 
entstanden ist.

MERKE | Wie sich die Nutzungsaus-
fallentschädigung bei einem Pkw auf 
den Gewinn auswirkt, hängt davon ab, 
wie der Privatanteil ermittelt wird:

• Bei der Fahrtenbuchmethode erfolgt 
dies nur anteilig, da die Ersatzleis-
tung die Aufwendungen für den Pkw 
insgesamt mindert. In diesem Fall 
wirkt sie sich im Ergebnis nur mit 
dem Anteil gewinnerhöhend aus, der 
der betrieblichen Nutzungsquote in 
dem betreffenden Gewinnermitt-
lungszeitraum entspricht. 

• Wird der Entnahmewert hingegen 
nach der Ein-Prozent-Regelung er-
mittelt, geht die Nutzungsausfall-
entschädigung in den Aufwendun-
gen für das Fahrzeug auf. Die Tatsa-
che, dass dem Steuerpflichtigen 
während des Entschädigungszeit-
raums kein Fahrzeug zur privaten 
Nutzung zur Verfügung steht, kann 
demgegenüber – bei einem länge-
ren Ausfall – dazu führen, dass für 
diesen Zeitraum keine Privatnut-
zung nach der Ein-Prozent-Rege-
lung zu berechnen ist. 

Quelle | BFH-Urteil vom 27.1.2016, Az. X R 
2/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 185795

Für Arbeitnehmer

Elternzeit: Inanspruchnahme bedarf der Schriftform 

| Wer Elternzeit für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des 
Kindes beanspruchen will, muss diese spätestens sieben Wochen vor Beginn der 
Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlangen und erklären, für welche Zeiten 
innerhalb von zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll. Das Bundesarbeitsge-
richt hat nun entschieden, dass ein Telefax nicht ausreicht, um die gesetzlich vorge-
schriebene Schriftform zu wahren. |

Das Elternzeitverlangen muss eigen-
händig durch Namensunterschrift 
oder mittels notariell beglaubigten 
Handzeichens unterzeichnet werden. 
Die in der Praxis häufig vorkommenden 
Anträge per E-Mail, Fax oder SMS sind 

unwirksam. In diesen Fällen können 
sich Arbeitnehmer somit grundsätzlich 
nicht auf den Sonderkündigungsschutz 
der Elternzeitler berufen.
Quelle | BAG, Urteil vom 10.5.2016, Az. 9 AZR 
145/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 185962
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Beim häuslichen  
Arbeitszimmer sind 
Nebenräume individuell 
zu beurteilen  

| Bei einem häuslichen Arbeitszimmer 
sind Aufwendungen für Nebenräume 
(Küche, Bad und Flur), die in die häus-
liche Sphäre eingebunden sind und zu 
einem nicht unerheblichen Teil privat 
genutzt werden, nicht als Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten abzieh-
bar. Der steuerliche Abzug für diese 
Nebenräume ist nach einer aktuellen 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
individuell zu beurteilen. |

Bereits der Große Senat des Bundesfi-
nanzhofs hatte im vergangenen Jahr 
entschieden, dass sich Aufwendungen 
für ein häusliches Arbeitszimmer nur 
dann steuermindernd auswirken, wenn 
die Räume nahezu ausschließlich für 
betriebliche oder berufliche Zwecke 
genutzt werden. Mit der nun vorliegen-
den Entscheidung knüpft der 10. Senat 
des Bundesfinanzhofs hieran auch für 
Nebenräume der häuslichen Sphäre an. 
Ob die Nutzungsvoraussetzung erfüllt 
ist, ist dabei für jeden abgeschlossenen 
Raum individuell zu entscheiden.

PRAXISHINWEIS | Diese Entschei-
dung kann durchaus auch positiv sein. 
Denn wären Arbeitszimmer, Küche, 
Bad und Flur als einheitlicher Raum-
komplex zu behandeln, könnte eine 
nicht unerhebliche private Mitnutzung 
der Nebenräume für den gesamten 
Raumkomplex schädlich sein und da-
mit das Arbeitszimmer „infizieren“. Im 
Ergebnis entfiele damit der Kostenab-
zug auch für das eigentliche häusliche 
Arbeitszimmer.

Quelle | BFH-Urteil vom 17.2.2016, Az. X R 
26/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 186612; 
BFH-Urteil vom 27.7.2015, GrS 1/14

Für alle Steuerpflichtigen

Bundesrat stoppt Erbschaftsteuerreform

| Die von der Großen Koalition vereinbarte Reform der Erbschaft- und Schenkung-
steuer ist am 8.7.2016 im Bundesrat gescheitert. Nun wird sich der Vermittlungs-
ausschuss mit den Reformplänen befassen müssen. |

Zum Hintergrund: Das Bundesverfas-
sungsgericht hält die derzeitige Privile-
gierung des Betriebsvermögens bei 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
angesichts ihres Ausmaßes und der er-
öffneten Gestaltungsmöglichkeiten für 
mit dem Grundgesetz unvereinbar. Mit 
Urteil vom 17.12.2014 verpflichteten die 
Richter den Gesetzgeber, spätestens 
bis zum 30.6.2016 eine Neuregelung zu 
treffen. Eineinhalb Jahre Zeit waren 
aber offensichtlich nicht genug! 

Viele Experten halten die vom Bundes-
tag am 24.6.2016 beschlossene Reform 
(erneut) für nicht verfassungsgerecht. 
So äußerte sich z. B. NRW-Finanzminis-
ter Walter-Borjans: „Wenn Millionen-
erbschaften von Unternehmenserben 

künftig zum Teil nur halb so hoch ver-
steuert werden müssen wie nach der 
bisherigen, vom Bundesverfassungsge-
richt als zu günstig verworfenen Rege-
lung, dann ist stark zu bezweifeln, dass 
das Gesetz verfassungskonform ist.“

Kurzum: Derzeit bleibt in erster Linie 
zu hoffen, dass eine rechtssichere Neu-
regelung gefunden wird, auf die sich 
die Steuerpflichtigen verlassen können 
und die nicht (erneut) vom Bundesver-
fassungsgericht verworfen wird.  

Quelle | Gesetz zur Anpassung des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 
an die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, BR-Drs. 344/16 (B) vom 8.7.2016; 
Statement von Norbert Walter-Borjans unter 
www.iww.de/sl1904

Für Kapitalanleger

Riester-Zulage: Kein unmittelbarer Anspruch  
für Mitglieder berufsständischer Versorgungswerke

| Pflichtmitglieder berufsständischer Versorgungswerke (z. B. Rechtsanwälte), 
die von der Rentenversicherungspflicht befreit sind, haben keinen unmittelbaren 
Anspruch auf die Riester-Zulage. Dies hat der Bundesfinanzhof klargestellt. |

Ist ein solcher Steuerpflichtiger jedoch 
verheiratet, kann er einen abgeleiteten 
Riester-Anspruch haben. Dies bedeutet: 
Schließt der begünstigte Ehegatte einen 
Riester-Vertrag ab, dann erhält der bis-
her nicht begünstigte Ehegatte einen 

mittelbaren Riester-Anspruch, wenn er 
in seinen Vertrag Mindesteigenbeiträge 
von 60 EUR pro Jahr einzahlt.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.4.2016, Az. X R 
42/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 186418

Für alle Steuerpflichtigen

Doppelte Gebühren bei verbindlicher Auskunft

| Beantragen sowohl der Organträger als auch die Organgesellschaft einer ertrag-
steuerlichen Organschaft beim Finanzamt eine verbindliche Auskunft über den glei-
chen Sachverhalt, müssen beide Antragsteller die volle Auskunftsgebühr entrich-
ten. Der Bundesfinanzhof hält dies für gerechtfertigt, weil das Gesetz die Gebühr 
typisierend an den jeweiligen Antrag knüpft. |

Durch das Gesetz zur Modernisierung 
des Besteuerungsverfahrens (Bundes-
rats-Zustimmung am 17.6.2016) wurde 
hier indes Abhilfe geschaffen. Die Neu-
fassung lautet: „Wird eine verbindliche 
Auskunft gegenüber mehreren Antrag-
stellern einheitlich erteilt, ist nur eine 
Gebühr zu erheben; in diesem Fall sind 

alle Antragsteller Gesamtschuldner der 
Gebühr.“ Dies gilt erstmals für nach dem 
Tag der Gesetzesverkündung bei der Fi-
nanzbehörde eingegangene Anträge.

Quelle | BFH-Urteil vom 9.3.2016, Az. I R 66/14, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 186747; Gesetz 
zur Modernisierung des Besteuerungsverfah-
rens, BR-Drs. 255/16 (B) vom 17.6.2016


